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W Sammlung der Rechtsprechung

SCHLUSSANTRAGE DES GENERALANWALTS
GIOVANNI PITRUZZELLA
vom 2. Mai 2019*

Rechtssache C-70/18

Staatssecretaris van Justitie en Veiligheid
gegen
A,
B,
P

(Vorabentscheidungsersuchen des Raad van State [Staatsrat, Niederlande])

»Vorlage zur Vorabentscheidung — Assoziierungsabkommen EWG-Tiirkei — Freiziigigkeit —
Arbeitnehmer — Stillhalteklauseln — Beschluss Nr. 1/80 — Art. 13 — Neue Beschrankungen — Verbot —
Biometrische Daten tiirkischer Staatsangehoriger — Weitergabe dieser Daten an Dritte —
Zwingender Grund des Allgemeininteresses — Verhiitung und Bekdmpfung von Identitdts- und
Dokumentenbetrug — Erforderlichkeit und Verhaltnisméfligkeit — Verhiitung, Aufdeckung und
Untersuchung von Straftaten — Ungewisse und indirekte Wirkung*

1. Das vorliegende Vorabentscheidungsersuchen wirft die Frage auf, ob die Verpflichtung tiirkischer
Arbeitnehmer, die in die Niederlande einreisen, um dort eine unselbstindige Erwerbstatigkeit
auszuiiben, und von Familienmitgliedern dort bereits anséssiger tiirkischer Arbeitnehmer, die diesen
folgen wollen, zur Vorlage von biometrischen Daten (zehn digitale Fingerabdriicke und ein
Gesichtsbild), die dann in der Datei auslindischer Staatsangehériger zur Uberpriifung der Echtheit
von Dokumenten und der Identitdt ihres Inhabers oder zur Identifizierung von Straftitern gespeichert
werden, eine Beschrinkung darstellt, die nach Art. 7 des Beschlusses Nr. 2/76%des Assoziationsrats
vom 20. Dezember 1976 (im Folgenden: Beschluss Nr. 2/76) und — vor allem — nach Art. 13 des
Beschlusses Nr. 1/80° des Assoziationsrats vom 19. September 1980 iiber die Entwicklung der
Assoziation (im Folgenden: Beschluss Nr. 1/80) verboten ist. Der Assoziationsrat wurde durch das
Abkommen zur Griindung einer Assoziation zwischen der Europdischen Wirtschaftsgemeinschaft und
der Tirkei (im Folgenden: Assoziierungsabkommen) eingerichtet, das am 12. September 1963 in
Ankara von der Republik Tiirkei einerseits und den Mitgliedstaaten der EWG sowie der Gemeinschaft
andererseits unterzeichnet und durch den Beschluss 64/732/EWG des Rates vom 23. Dezember 1963*
im Namen der Gemeinschaft geschlossen, gebilligt und bestétigt wurde.

1 Originalsprache: Franzosisch.

2 Diese Vorschrift lautet: ,Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und die Ttirkei diirfen fir Arbeitnehmer, deren Aufenthalt und Beschiftigung in
ihrem Hoheitsgebiet ordnungsgeméf3 sind, keine neuen Beschrénkungen der Bedingungen fiir den Zugang zum Arbeitsmarkt einfiihren®.

3 Diese Vorschrift lautet: ,Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und die Ttirkei diirfen fiir Arbeitnehmer und ihre Familienangehérigen, deren
Aufenthalt und Beschiftigung in ihrem Hoheitsgebiet ordnungsgemify sind, keine neuen Beschrinkungen der Bedingungen fiir den Zugang
zum Arbeitsmarkt einfithren.

4 ABL 1964, 217, S. 3685.
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I. Rechtlicher Rahmen
2. Die im Ausgangsverfahren in Rede stehende nationale Regelung kann wie folgt dargestellt werden.

3. Aus den niederldndischen Rechtsvorschriften ergibt sich, dass Drittstaatsangehorige, einschliefllich
tiirkischer Staatsangehoriger, die sich langer als 90 Tage zum Zweck eines normalen Aufenthalts in
den Niederlanden authalten wollen, grundsitzlich zum Zeitpunkt ihrer Einreise in das Hoheitsgebiet
iiber eine vorldufige Aufenthaltserlaubnis verfiigen miissen. Diese wird von den konsularischen und
diplomatischen Vertretungen der Niederlande erteilt. Um eine vorldufige Aufenthaltserlaubnis zu
erhalten, muss der Antragsteller bestimmte materielle Voraussetzungen erfiillen und ,bei der
Erhebung von Daten zum Zwecke [seiner] Identifizierung” mitwirken®.

4. Die niederlandischen Behorden sind nach dem Auslidndergesetz befugt, biometrische Daten von
Drittstaatsangehorigen zu erheben und zu verarbeiten. Insbesondere sieht Art. 106a dieses Gesetzes
im Wesentlichen vor, dass ein Gesichtsbild und ein Bild der zehn Fingerabdriicke eines auslandischen
Staatsangehorigen aufgenommen und verarbeitet werden konnen, um im Hinblick auf die
Durchfithrung des Gesetzes seine Identitét festzustellen. Diese Bilder werden sofort mit denjenigen in
der Ausldnderdatei verglichen und in dieser gespeichert.

5. Art. 107 des Ausldndergesetzes sieht die Einrichtung einer Auslidnderdatei vor, die die in Art. 106a
dieses Gesetzes genannten biometrischen Daten enthdlt, und bestimmt, dass diese Daten zur
Durchfithrung des Gesetzes® sowie zur Aufdeckung von Straftaten und zur Strafverfolgung’ verarbeitet
werden. Die biometrischen Daten Drittstaatsangehoriger konnen zum Zwecke der Aufdeckung von
Straftaten und zur Strafverfolgung unter den Bedingungen von Art. 107 Abs. 6 des Auslidndergesetzes
zur Verfiigung gestellt werden. Danach ist eine Weitergabe nur moglich, wenn fiir die betreffende
Straftat Untersuchungshaft verhingt werden kann® und die Einsichtnahme in die Auslinderdatei
muss vom Untersuchungsrichter auf Antrag der Staatsanwaltschaft schriftlich genehmigt werden,
wenn der begriindete Verdacht besteht, dass der Verdichtige Drittstaatsangehoriger ist’ oder wenn
dies im Interesse der Verfolgung der Straftat liegt, weil die Ermittlungen nicht vorankommen oder
schnelle Ergebnisse zur Aufklarung der Straftat erforderlich sind™. Ferner miissen in Bezug auf den
Verdachtigen schwerwiegende Verdachtsmomente vorliegen.

6. Die biometrischen Daten werden fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren nach der Ablehnung des
Antrags auf Erteilung einer vorldufigen Aufenthaltserlaubnis, der Ausreise aus den Niederlanden nach
Beendigung eines legalen Aufenthalts oder dem Ablauf der Geltungsdauer eines Einreiseverbots oder
einer Unerwiinschtheitserklairung gespeichert. Danach werden diese Daten vernichtet; bei einer
Einbiirgerung des Drittstaatsangehorigen schon frither .

7. Aus dem Vorlagebeschluss ergibt sich, dass von der Befugnis zur Erhebung, Verarbeitung und
Aufbewahrung biometrischer Daten in der Auslinderdatei bei Drittstaatsangehorigen Gebrauch
gemacht werden kann, die einen Aufenthaltstitel in den Niederlanden fiir einen Zeitraum von mehr als
90 Tagen erhalten mochten oder die sich illegal in diesem Mitgliedstaat aufhalten.

5 Art. 54 Abs. 1 Buchst. ¢ Vreemdelingenwet 2000 (Auslédndergesetz 2000) in der Fassung der Wet van 11 december 2013 tot wijziging van de
Vreemdelingenwet 2000 in verband met de uitbreiding van het gebruik van biometrische kenmerken in de vreemdelingenketen in verband met
het verbeteren van de identiteitsvaststelling van de vreemdeling (Gesetz vom 11. Dezember 2013 zur Anderung des Auslindergesetzes 2000
hinsichtlich der erweiterten Verwendung biometrischer Identifikatoren im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen den fiir Ausldnderfragen
zustandigen Stellen im Hinblick auf eine bessere Identifizierung ausldndischer Staatsangehoriger, das am 1. Mérz 2014 in Kraft getreten ist (Stb.
2014, Nr. 2) (im Folgenden: Auslédndergesetz).

6 Art. 107 Abs. 2 des Auslidndergesetzes.
7 Art. 107 Abs. 5 des Auslidndergesetzes.

8 Dies ist grundsitzlich der Fall bei jeder Straftat, die mit einer Freiheitsstrafe von mindestens vier Jahren bedroht ist, und bei im
niederlandischen Strafgesetzbuch und in Sondergesetzen vorgesehenen Sonderfillen.

9 Art. 107 Abs. 6 Buchst. a des Auslandergesetzes.
10 Art. 107 Abs. 6 Buchst. b des Ausliandergesetzes.
11 Art. 107 Abs. 9 des Auslandergesetzes. Siehe auch Art. 8.35 des Vreemdelingenbesluit 2000 (Ausldnderverordnung 2000).
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II. Ausgangsverfahren, Vorlagefragen und Verfahren vor dem Gerichtshof

8. B ist ein 1982 geborener tiirkischer Staatsangehoriger, dessen Ehefrau, P'", sowohl die
niederldandische als auch die tiirkische Staatsangehorigkeit besitzt. Am 17. Februar 2014 beantragte P
eine vorldufige Aufenthaltserlaubnis fiir B zum Zwecke der Familienzusammenfithrung. Nachdem der
Antrag zundchst abgelehnt worden war, erteilte der Staatssecretaris van Justitie en Veiligheid
(Staatssekretidr fiir Justiz und Sicherheit, im Folgenden: Staatssekretir) schliefSlich mit Beschluss vom
4. April 2014 die beantragte Erlaubnis unter der Bedingung, dass B seine biometrischen Daten abgibt.
B stimmte der Erhebung dieser Daten zu. Am 2. Mai 2014 erhob er zusammen mit P Widerspruch
gegen die Erhebung und Verarbeitung seiner biometrischen Daten. B und P machten geltend, dass die
Pflicht zur Abgabe der biometrischen Daten gegen Art. 7 des Beschlusses Nr. 2/76 und Art. 13 des
Beschlusses Nr. 1/80 verstofSe. Am 23. Dezember 2014 wies der Staatssekretdr das Vorbringen, eine
solche Pflicht stelle eine neue Beschriankung im Sinne dieser Bestimmungen dar, zuriick, da bereits
seit 1965 eine gesetzliche Pflicht bestehe, bei der Erfassung von Daten zum Zweck der Identifizierung
mitzuwirken. Es treffe zwar zu, dass die Erhebung und Verarbeitung von Daten in die in Art. 7 und 8
der Charta der Grundrechte der Europdischen Union verankerten Rechte eingriffen "*, dieser Eingriff sei
aber durch ein berechtigtes Ziel gerechtfertigt. Die Erhebung und die Verarbeitung biometrischer
Daten verstof3e auch nicht gegen Art. 9 des Assoziierungsabkommens'. Anders als bei Unionsbiirgern
sei der Aufenthaltstitel fiir tiirkische Staatsangehorige bei der ersten Einreise nicht deklaratorischer,
sondern konstitutiver Natur, was rechtfertige, dass die biometrischen Daten von Unionsbiirgern nicht
erhoben und gespeichert wiirden. Auflerdem enthielten die Pdsse der Unionsbiirger biometrische
Daten.

9. A ist ein 1966 geborener tiirkischer Staatsangehoriger, der ab dem 1. Dezember 2013 fiir einen
Zeitraum von finf Jahren als internationaler Lkw-Fahrer beschiftigt war. Am 15. November 2013
beantragte seine Bezugsperson — sein Arbeitgeber — eine vorlaufige Aufenthaltserlaubnis im Hinblick
auf die Ausiibung einer unselbstindigen Erwerbstétigkeit. Am 28. Mérz 2014 gab der Staatssekretér
diesem Antrag statt, stellte in seiner Entscheidung jedoch fest, dass die beantragte Erlaubnis erst erteilt
werde, wenn A seine biometrischen Daten abgegeben habe. Nachdem A bei der Erhebung dieser Daten
mitgewirkt hatte, legte er Widerspruch gegen die Erhebung und Verarbeitung seiner biometrischen
Daten ein. Der Staatssekretir vertrat in seiner Entscheidung vom 6. Januar 2015 iiber diesen
Widerspruch die gleiche Auffassung wie in seiner Entscheidung vom 23. Dezember 2014, mit der er
den Widerspruch von B und P zuriickgewiesen hatte.

10. A sowie B und P erhoben gegen diese beiden Entscheidungen des Staatssekretdrs Klage bei der
Rechtbank den Haag (Gericht Den Haag, Niederlande), die am 3. Februar 2016 iiber beide
Rechtssachen entschied. Dieses Gericht fithrte zundchst aus, dass die Pflicht, bei der Erhebung und
Verarbeitung biometrischer Daten mitzuwirken, als Voraussetzung fiir die Erteilung einer vorldaufigen
Aufenthaltserlaubnis eine formliche Voraussetzung fiir die Erlaubnis zur Einreise in das
niederldndische Hoheitsgebiet und damit beziiglich dieser Daten eine neue Bedingung sei. Das Ziel,
das mit dieser Pflicht verfolgt werde, namlich die Verhiitung und Bekdmpfung von Identitdts- und
Dokumentenbetrug, sei legitim. Allerdings stehe die fragliche Pflicht nicht in einem angemessenen
Verhiltnis zu diesem Ziel. Insoweit habe der Staatssekretdr nicht ausreichend nachgewiesen, dass die in
Art. 107 Abs. 1 des Auslindergesetzes vorgesehene Verarbeitung der biometrischen Daten in der
Ausldnderdatei erforderlich sei. Es sei nicht nachgewiesen, dass tiirkische Staatsangehorige in
grofSerem Umfang als andere Drittstaatsangehorige gefilschte Reisedokumente oder auf der Grundlage
gefalschter Dokumente ausgestellte authentische Dokumente verwendeten. Das Argument, die

12 Da sich der Antrag auf Familienzusammenfithrung auf den Beschluss Nr. 1/80 zu stiitzen scheint, ist davon auszugehen, dass P eine tiirkische
Arbeitnehmerin im Sinne dieses Beschlusses ist, die bereits in den Niederlanden ansissig ist. Es muss ferner davon ausgegangen werden, dass P
eine unselbstidndige Erwerbstitigkeit ausiibt.

13 Im Folgenden: Charta.

14 Dieser bestimmt, dass ,[d]ie Vertragsparteien [anerkennen], dass fiir den Anwendungsbereich des Abkommens unbeschadet der besonderen
Bestimmungen, die moglicherweise auf Grund von Artikel 8 noch erlassen werden, dem in Artikel 7 des Vertrages zur Griindung der
Gemeinschaft verankerten Grundsatz entsprechend jede Diskriminierung aus Griinden der Staatsangehorigkeit verboten ist*.
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Einrichtung einer solchen Datei sei notwendig, um sicherzustellen, dass der Inhaber des
Reisedokuments — das bereits biometrische Daten enthalte — nicht bereits einen Antrag unter einer
anderen Identitit gestellt habe, sei nicht stichhaltig, da sich die Situation der tiirkischen
Staatsangehorigen insoweit nicht von derjenigen von Unionsbiirgern, die keine niederldndischen
Staatsangehorigen seien, unterscheide, bei denen die nationalen Rechtsvorschriften aber keine
Aufnahme biometrischer Daten in eine zentrale Datei vorsdhen. Schliefllich gehe die Bereitstellung
biometrischer Daten zur Identifizierung von Straftitern iiber das zur Erreichung des legitimen Ziels
erforderliche Maf} hinaus. Das Gericht stellte fest, dass die in Art. 107 des Ausldndergesetzes
vorgesehene Verpflichtung, bei der Erhebung der biometrischen Daten mitzuwirken und der
Verarbeitung dieser Daten in der zentralen Datei zuzustimmen, eine neue Beschrankung darstelle, die
nach Art. 7 des Beschlusses Nr. 2/76 und Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 verboten sei.

11. Der Staatssekretar hat beim vorlegenden Gericht ein Rechtsmittel eingelegt und tragt vor, dass die
Erhebung und Verarbeitung biometrischer Daten in einer Datei fiir Drittstaatsangehorige erforderlich
sei, um das legitime Ziel der Verhiitung und Bekdmpfung von Identitdtsbetrug zu erreichen. Eine
Identifizierung durch den Vergleich der zehn digitalen Fingerabdriicke sei zuverlassiger, die Dauer der
Speicherung der Daten sei erforderlich und im Hinblick auf das Ziel, die Identitit ausldndischer
Staatsangehoriger zuverldssig festzustellen, angemessen. Die Befugnis zur Verarbeitung biometrischer
Daten sei zeitlich begrenzt und ende am 1. Marz 2021. Die Bereitstellung biometrischer Daten fiir die
Identifizierung von Straftitern diene dem legitimen Ziel, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,
und sei verhdltnismaflig.

12. Das vorlegende Gericht geht davon aus, dass die Befugnis, biometrische Daten tiirkischer
Staatsangehoriger zu erfassen und zu verarbeiten, eine neue Beschrankung im Sinne von Art. 7 des
Beschlusses Nr. 2/76 und Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 darstellt. Unter Berufung u. a. auf das Urteil
Genc ", wonach eine neue Beschrinkung verboten ist, es sei denn, sie ist durch einen zwingenden
Grund des Allgemeininteresses gerechtfertigt, geeignet, die Erreichung des verfolgten legitimen Ziels zu
gewihrleisten, und geht nicht iiber das zu ihrer Erreichung Erforderliche hinaus, mochte dieses Gericht
im Wesentlichen wissen, ob die Erfassung und Verarbeitung der biometrischen Daten erforderlich und
verhdltnismaflig sind. Zum einen sei fraglich, ob die Einrichtung einer Auslinderdatei, in der
biometrische Daten tiiber einen relativ langen Zeitraum gespeichert wiirden, erforderlich und
verhéltnismaflig sei. Zum anderen stelle sich die Frage, ob es nicht iiber das zur Erreichung des
legitimen Ziels der Strafverfolgung erforderliche Maf$ hinausgehe, wenn die Datei den Polizeibehérden
im Zusammenhang mit der Feststellung der Identitit eines Straftdters zur Verfligung gestellt werden
konne.

13. Unter diesen Umstinden hat der Raad van State (Staatsrat, Niederlande) beschlossen, das
Verfahren auszusetzen, und hat mit am 2. Februar 2018 bei der Kanzlei des Gerichtshofs
eingegangenem Beschluss dem Gerichtshof die folgenden Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt:

1. a) Sind Art. 7 des Beschlusses Nr. 2/76 bzw. Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 dahin auszulegen,
dass diese Bestimmungen einer nationalen Regelung, in der die allgemeine Verarbeitung und
Aufbewahrung biometrischer Daten von Drittstaatsangehorigen, darunter tiirkischen
Staatsangehorigen, in einer Datei im Sinne von Art. 2 Buchst. a und b der Richtlinie 95/46/EG
des Europidischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natiirlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr'®
vorgesehen ist, nicht entgegenstehen, da diese nationale Regelung nicht iiber das hinausgeht,
was zur Erreichung des mit der Regelung verfolgten legitimen Ziels, Identitits- und
Dokumentenbetrug zu verhindern und zu bekédmpfen, erforderlich ist?

15 Urteil vom 12. April 2016 (C-561/14, EU:C:2016:247, Rn. 51).
16 ABL 1995, L 281, S. 31.
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b) Ist dabei von Bedeutung, dass die Dauer der Aufbewahrung der biometrischen Daten an die
Dauer des legalen und/oder illegalen Aufenthalts der Drittstaatsangehorigen, darunter der
turkischen Staatsangehorigen, gebunden ist?

2. Sind Art. 7 des Beschlusses Nr. 2/76 bzw. Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 dahin auszulegen, dass
eine nationale Regelung keine Beschriankung im Sinne dieser Bestimmungen darstellt, wenn die
Auswirkungen der nationalen Regelung auf den Zugang zum Arbeitsmarkt gemidf diesen
Bestimmungen zu ungewiss und zu mittelbar sind, als dass angenommen werden konnte, dass
dieser Zugang behindert wird?

3. a) Wenn die Antwort auf Frage 2 lautet, dass eine nationale Regelung, die es ermoglicht, die
biometrischen Daten von Drittstaatsangehorigen, darunter tiirkischen Staatsangehorigen, aus
einer Datei Dritten zur Verhiitung, Aufdeckung und Untersuchung von — terroristischen oder
nicht terroristischen — Straftaten zur Verfiigung zu stellen, eine neue Beschrankung ist, muss
Art. 52 Abs. 1 in Verbindung mit den Art. 7 und 8 der Charta der Grundrechte der
Europdischen Union so ausgelegt werden, dass er einer solchen nationalen Regelung
entgegensteht?

b) Ist dabei von Bedeutung, dass der Drittstaatsangehorige zu dem Zeitpunkt, zu dem er wegen
des Verdachts der Begehung einer Straftat festgenommen wird, das Aufenthaltsdokument, in
dem seine biometrischen Daten gespeichert sind, mit sich fiihrt?

14. In der vorliegenden Rechtssache haben A, die niederlindische und die dénische Regierung, die
Regierung des Vereinigten Konigreichs und die Europdische Kommission schriftliche Erkldrungen
eingereicht.

15. In der miindlichen Verhandlung, die am 17. Januar 2019 vor dem Gerichtshof stattgefunden hat,
haben A, die niederldndische und die irische Regierung sowie die Kommission miindlich verhandelt.

III. Wiirdigung

A. Vorbemerkungen
16. Ich mochte der Wiirdigung drei Vorbemerkungen vorausschicken.

17. Erstens enthalten sowohl Art. 7 des Beschlusses Nr. 2/76 als auch Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80
eine eindeutige Stillhalteklausel in Bezug auf die Einfithrung neuer Beschrinkungen des Zugangs zum
Arbeitsmarkt fiir Arbeitnehmer, deren Aufenthalt und Beschiftigung im Hoheitsgebiet der
Vertragsstaaten ordnungsgemifd sind . Diese Klauseln verbieten daher allgemein die Einfithrung jeder
neuen innerstaatlichen MafSnahme, die bezweckt oder bewirkt, dass die Ausiibung der
Arbeitnehmerfreiziigigkeit durch einen tiirkischen Staatsangehorigen in einem Mitgliedstaat
strengeren Voraussetzungen als denjenigen unterworfen wird, die fiir ihn zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Beschliisse in dem betreffenden Mitgliedstaat galten'®. Der Gerichtshof hat bereits
festgestellt, dass Art. 7 des Beschlusses Nr. 2/76 in zeitlicher Hinsicht auf nationale Mafsnahmen
anwendbar ist, die in der Zeit vom 20. Dezember 1976 bis zum 30. November 1980 eingefiihrt
wurden, und dass Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 in zeitlicher Hinsicht auf nationale Mafinahmen

17 Vgl. Urteil vom 7. August 2018, Yo6n (C-123/17, EU:C:2018:632, Rn. 38 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).
18 Vgl. Urteil vom 7. August 2018, Yo6n (C-123/17, EU:C:2018:632, Rn. 39 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).
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anwendbar ist, die ab dem 1. Dezember 1980" eingefithrt wurden. Da sich die im Ausgangsverfahren
in Rede stehende Regelung aus nach diesem Zeitpunkt erlassenen Gesetzen und Verordnungen ergibt,
fallt sie ausschliefllich in den zeitlichen Anwendungsbereich von Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80, so
dass ich die Regelung nur anhand dieser Bestimmung priifen werde.

18. Zweitens weise ich darauf hin, dass der Gerichtshof weder mit der Frage befasst ist, ob die im
Ausgangsverfahren in Rede stehende Regelung in chronologischer Hinsicht eine neue Beschriankung
darstellt, noch mit der Frage, ob sie durch einen zwingenden Grund des Allgemeininteresses im Sinne
der Rechtsprechung des Gerichtshofs gerechtfertigt ist. Dies sind die ersten beiden Schritte der
Priifung, die der Gerichtshof vornimmt, um festzustellen, ob es sich um eine neue Beschrinkung
handelt, die mit Art. 13 der Entscheidung Nr. 1/80 vereinbar ist*. Lediglich die Frage der
Erforderlichkeit und Verhéltnismiafligkeit sind dem Gerichtshof vorgelegt worden. Wir sind zwar
selbstverstandlich an die an uns gerichteten Fragen gebunden, doch habe ich Bedenken gegen die
Feststellung, dass die Pflicht, bei der Erhebung biometrischer Daten mitzuwirken, per se eine neue
Beschrankung darstellt. Insofern geht aus den Akten hervor, dass biometrische Daten seit 1965
erhoben werden konnen, wenn dies nach Ansicht des fiir die Grenziiberwachung oder die
Auslanderkontrolle zustindigen Beamten aus berechtigten Griinden gerechtfertigt erscheint®. Unter
diesen Umstdnden wire es denkbar, dass die sich aus der im Jahr 2013 gednderten Fassung des
Ausldndergesetzes ergebenden Bestimmungen, die insbesondere tiirkische Arbeitnehmer und ihre
Familienangehorigen verpflichten, bei der Erfassung der zehn digitalen Fingerabdriicke und eines
Gesichtsbilds mitzuwirken, eigentlich keine neue Beschrinkung, sondern eine neue technologische
Entwicklung beziiglich eines Identifizierungserfordernisses darstellt, das es im niederldndischen Recht
bereits vor dem Inkrafttreten des Beschlusses Nr. 1/80 gab. Daher konnte man in Zweifel ziehen, ob
eine solche Beschriankung vorliegt.

19. Man darf jedoch nicht tibersehen, dass die im Ausgangsverfahren in Rede stehende Regelung nicht
nur die Erhebung biometrischer Daten, sondern auch ihre Verarbeitung in einer Datei, die von Dritten
fiir verschiedene Zwecke eingesehen werden kann, und ihre Speicherung iiber einen — moglicherweise
sehr langen — Zeitraum vorsieht. Die erwdhnte neue technologische Entwicklung geht mit einer
moglichen Verletzung der Rechte tiirkischer Arbeitnehmer einher, so dass es gerechtfertigt ist, die im
Ausgangsverfahren in Rede stehende Regelung als eine gegeniiber dem Umfang der 1965 auferlegten
Verpflichtung ,neue Beschrankung“ anzusehen.

20. Es ist auflerdem zweckmaflig, daran zu erinnern, dass der Gerichtshof bereits entschieden hat, dass
Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 von dem Zeitpunkt an, zu dem dieser Beschluss in dem betreffenden
Mitgliedstaat in Kraft getreten ist, der Einfilhrung neuer Beschrinkungen der Ausiibung der
Arbeitnehmerfreiziigigkeit in das Recht der Mitgliedstaaten einschlieflich solcher entgegensteht, die
die materiell- und/oder verfahrensrechtlichen Voraussetzungen fiir die erstmalige Aufnahme
turkischer Staatsangehoriger im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats betreffen, die dort von dieser
Freiheit Gebrauch machen wollen®, wie dies bei A der Fall zu sein scheint. Auf den ersten Blick
scheint die im Ausgangsverfahren fragliche Regelung daher in den sachlichen Anwendungsbereich von
Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80* zu fallen.

19 Vgl. Urteil vom 7. August 2018, Yon (C-123/17, EU:C:2018:632, Rn. 40 bis 48).

20 Fiir eine Darstellung dieser Priifung siehe Nr. 12 dieser Schlussantrége.

21 Siehe Nr. 7 des Vorabentscheidungsersuchens, die sich auf das Vreemdelingenwet 1965 (Auslidndergesetz 1965) und den Vreemdelingenbesluit
1966 (Auslanderverordnung 1966) bezieht.

22 Siehe Urteile vom 29. April 2010, Kommission/Niederlande (C-92/07, EU:C:2010:228, Rn. 49), und vom 7. November 2013, Demir (C-225/12,
EU:C:2013:725, Rn. 34 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

23 In diesem Zusammenhang erinnere ich daran, dass die dem Gerichtshof zur Vorabentscheidung vorgelegten Fragen ausschliefllich die
Vereinbarkeit der betreffenden Regelung mit Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 betreffen, nicht aber die Frage nach der Vereinbarkeit mit Art. 9
des Assoziierungsabkommens EWG-Tiirkei, die der Staatssekretdr im Verfahren vor dem erstinstanzlichen Gericht aufgeworfen hat (vgl. Nr. 8
der vorliegenden Schlussantrage).
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21. Drittens ist zu bemerken, dass das vorlegende Gericht selbst bereits zwei zwingende Griinde des
Allgemeininteresses festgestellt hat, ndmlich erstens die Verhiitung und Bekdmpfung von Identitéts-
und Dokumentenbetrug und zweitens die Verhiitung, Aufdeckung und Untersuchung von Straftaten.
Diese Feststellung muss vom Gerichtshof bestitigt werden. Die Bekdmpfung von Identitits- und
Dokumentenbetrug steht ndmlich im Zusammenhang mit dem Ziel der Bekdmpfung der illegalen
Einreise und des illegalen Aufenthalts oder sogar dem Ziel der wirksamen Steuerung der
Migrationsstrome, die der Gerichtshof bereits als zwingende Griinde des Allgemeininteresses eingestuft
hat*. Die Verhiitung, Aufdeckung und Untersuchung von Straftaten sind, obwohl sie meines Wissens
vom Gerichtshof im Rahmen des Assoziierungsabkommens noch nicht als zwingender Grund des
Allgemeininteresses anerkannt wurden, als Aspekte der Aufrechterhaltung der o6ffentlichen Ordnung
anzusehen, die eine neue Beschrinkung nach Art. 14 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80* rechtfertigen
kann und damit ein legitimes Ziel darstellt.

22. Nach diesen Ausfithrungen kommen wir nun zur Wiirdigung der ersten Frage.

B. Zur ersten Vorlagefrage

23. Mit seiner ersten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob die im Ausgangsverfahren
fragliche Regelung, die die Verarbeitung und Aufbewahrung biometrischer Daten von
Drittstaatsangehorigen, einschliefllich tiirkischer Arbeitnehmer und ihrer Familienangehorigen, zur
Verhiitung und Bekdmpfung von Identitits- und Dokumentenbetrug vorsieht, nicht tiber das zur
Erreichung des verfolgten legitimen Ziels Erforderliche hinausgeht. Das vorlegende Gericht fragt sich,
ob insoweit die Dauer der Speicherung ein zu beriicksichtigender Gesichtspunkt ist. Bei dieser Frage
geht es darum, ob die neue Beschriankung, die darin besteht, die betroffenen tiirkischen
Staatsangehorigen zur Mitwirkung bei der Erhebung ihrer biometrischen Daten zu verpflichten, damit
diese dann in der Auslianderdatei erfasst und verarbeitet werden kénnen, im Sinne von Art. 13 des
Beschlusses Nr. 1/80 gerechtfertigt ist.

24. Die wesentlichen Merkmale der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Regelung lassen sich wie
folgt zusammenfassen. Angehorige von Drittstaaten miissen, sofern keine Ausnahme greift®, bei der
Erfassung ihrer zehn Fingerabdriicke und eines Gesichtsbilds mitwirken, sobald die Ausstellung einer
vorldufigen Aufenthaltserlaubnis in Betracht kommt. Diese Erlaubnis wird in Form eines Aufklebers,
der auf dem giiltigen Reisedokument angebracht wird, ausgestellt. Dieser Aufkleber enthdlt die
biometrischen Daten ihres Inhabers. Zwei Fingerabdriicke werden auf der Aufenthaltserlaubnis
gespeichert, die nach der Ankunft des Betroffenen in den Niederlanden ausgestellt wird. Alle
erhobenen Daten werden auflerdem im biometrischen Auslianderregister gespeichert, das Teil der
Auslidnderdatei ist. Die Datei, einschliefllich des Registers, darf nur von speziell dazu berechtigten
Bediensteten der an der Durchfithrung der nationalen Auslianderpolitik beteiligten Behorden
eingesehen werden, d. h. grundsitzlich von den Mitarbeitern der diplomatischen und konsularischen
Vertretungen bei der Ausiibung ihrer Aufgaben. Was die Einwanderungsbehorden betrifft, so
beschrinken sich diese auf Uberpriifungen, gegebenenfalls unter Einsichtnahme in die Datei. Die
Einfithrung des biometrischen Teils dieser Datei trigt dem Erfordernis Rechnung, sich nicht nur der
eigentlichen Identitit der Person, die das Reisedokument besitzt und vorlegt, sondern auch der
Ubereinstimmung zwischen dem Inhaber der vorliufigen Aufenthaltserlaubnis und der Person, die
den Antrag gestellt hat, zu vergewissern. Der Vergleich der Angaben des Antragstellers mit den
bereits in der Datei enthaltenen Daten ermoglicht es den Behorden auflerdem, sich zu vergewissern,
dass der Antragsteller nicht bereits einen Antrag unter einer anderen Identitit gestellt hat oder sich

24 Vgl. Urteil vom 7. November 2013, Demir (C-225/12, EU:C:2013:725, Rn. 41), bzw. Urteile vom 29. Mirz 2017, Tekdemir (C-652/15,
EU:C:2017:239, Rn. 39), und vom 7. August 2018, Yon (C-123/17, EU:C:2018:632, Rn. 77).

25 Diese Vorschrift lautet: ,Dieser Abschnitt gilt vorbehaltlich der Beschridnkungen, die aus Griinden der 6ffentlichen Ordnung, Sicherheit und
Gesundheit gerechtfertigt sind.”

26 Aus den Akten geht hervor, dass die Erfassungspflicht weder fiir Kinder unter sechs Jahren noch fiir Personen gilt, die korperlich nicht in der
Lage sind, einer solchen Pflicht nachzukommen.
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nicht bereits illegal im niederldndischen Hoheitsgebiet aufgehalten hat. Die Daten werden fiir einen
Zeitraum von finf Jahren nach Ablehnung des Antrags, der Abreise des Betroffenen am Ende eines
reguliren Aufenthalts oder dem Ablauf der Geltungsdauer eines Einreiseverbots oder einer
Unerwiinschtheitserklarung in der Datei gespeichert. Bei Einbiirgerung des Betroffenen werden die
biometrischen Daten sofort vernichtet. Der Grund fiir den relativ langen Zeitraum der Speicherung
soll darin liegen, dass ein Identitdtsaustausch, der stattfinden kann, nachdem der Betroffene seinen
Aufenthalt auf niederldndischem Gebiet beendet hat, bekdmpft werden soll.

25. Um die Vorlagefrage zu beantworten, ist zundchst darauf hinzuweisen, dass biometrische Daten
sensible personenbezogene Daten sind, deren Verwendung und Verarbeitung beschrinkt werden
muss. Als solche sind sie durch Art. 8 der Charta geschiitzt. Thre Rolle bei der Identifizierung von
Personen wurde bereits in der Rechtsprechung des Gerichtshofs anerkannt. Insbesondere hat dieser
bereits entschieden, dass Fingerabdriicke unter den Begriff ,personenbezogene Daten” fallen, da sie
objektiv unverwechselbare Informationen tber natiirliche Personen enthalten und deren genaue
Identifizierung erméglichen®. Der Unionsgesetzgeber hat vorgesehen, dass diese Art von Daten zur
Feststellung der Identitit von Unionsbiirgern® oder Drittstaatsangehérigen® verwendet werden
konnen. Dariiber hinaus ist die Erfassung und die Speicherung digitaler Fingerabdriicke auf dem
Aufkleber und in der zentralen Auslinderdatei durch die nationalen Behorden als Verarbeitung
personenbezogener Daten zu betrachten, die selbst beschrankt ist™.

26. Jede Verarbeitung personenbezogener Daten durch einen Dritten kann einen Eingriff in das Recht
auf Schutz personenbezogener Daten darstellen®. Ausnahmen vom Schutz personenbezogener Daten
und dessen Einschrinkungen miissen sich auf das absolut Notwendige beschrinken®. Im Licht dieser
Uberlegungen muss daher gepriift werden, ob die im Ausgangsverfahren in Rede stehende Regelung
erforderlich und verhéltnismaflig ist. Insoweit sind die Erforderlichkeit der Erfassung und Speicherung
im Hinblick auf die Erreichung des verfolgten Ziels, die Art und Menge der Daten, die Dauer ihrer
Speicherung und die Bedingungen, unter denen sie in der Datei abgerufen werden konnen, zu
untersuchen.

27. Wie bereits ausgefiihrt, erscheint es vollig legitim, dass ein Mitgliedstaat versucht, sich durch die
Festlegung der Bedingungen fiir die Einreise in sein Hoheitsgebiet zu vergewissern, dass jemand, der
eine vorlaufige Aufenthaltserlaubnis beantragt, der ist, der er angibt zu sein. Mit der Speicherung von
zwei digitalen Fingerabdriicken auf dem Aufkleber kann sichergestellt werden, dass dessen Inhaber die
Person ist, der eine solche Erlaubnis tatsdchlich erteilt wurde. Was die Aufnahme der biometrischen
Daten der Klédger in die zentrale Auslidnderdatei betrifft, so scheint mir auch dies erforderlich zu sein,
da die niederlaindische  Regierung, unterstiitzt durch die anderen an  diesem
Vorabentscheidungsverfahren beteiligten Regierungen, auf die Notwendigkeit, betriigerische
Identitatsverwendungen zu bekdampfen, hingewiesen hat. Dafiir kann erforderlich sein, sich zu
vergewissern, dass ein Antragsteller nicht bereits unter einer anderen Identitdt einen Antrag gestellt
hat, indem seine Fingerabdriicke mit den bereits registrierten verglichen werden.

28. Die Art der erhobenen Daten steht in Anbetracht des untrennbaren Zusammenhangs zwischen
biometrischen Daten und der Personenidentitit offensichtlich im Einklang mit dem verfolgten Ziel.

27 Vgl. Urteil vom 17. Oktober 2013, Schwarz (C-291/12, EU:C:2013:670, Rn. 27).

28 Vgl. insbesondere Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates vom 13. Dezember 2004 tiber Normen fiir Sicherheitsmerkmale und biometrische
Daten in von den Mitgliedstaaten ausgestellten Péssen und Reisedokumenten (ABL 2004, L 385, S. 1).

29 Vgl. insbesondere Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 tiber einen Visakodex der
Gemeinschaft (Visakodex) (ABL. 2009, L 243, S. 1).

30 Vgl. Art. 8 Abs. 2 der Charta.
31 Siehe Urteil vom 17. Oktober 2013, Schwarz (C-291/12, EU:C:2013:670, Rn. 25).
32 Urteil vom 21. Dezember 2016, Tele2 Sverige und Watson u. a. (C-203/15 und C-698/15, EU:C:2016:970, Rn. 96).
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29. Die Datenmenge erscheint nicht {ibermifig. Der Unionsgesetzgeber hat sich im Ubrigen dafiir
entschieden, von Visumantragstellern die Vorlage von zehn Fingerabdriicken und einem Gesichtsbild
zu verlangen®. Diese Daten werden auch im Visa-Informationssystem® verarbeitet, um die
Umsetzung der gemeinsamen Politik im Bereich der Visa und der Betrugsbekdmpfung zu verbessern.

30. Die Dauer der Speicherung muss bei der Priifung der Verhéltnisméfliigkeit der neuen Beschrankung
im Sinne von Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 natiirlich beriicksichtigt werden. Aus der
Rechtsprechung des Gerichtshofs geht hervor, dass diese Dauer stets objektiven Kriterien geniigen
muss, die einen Zusammenhang zwischen den zu speichernden personenbezogenen Daten und dem
verfolgten Ziel herstellen . Die niederlindische Regierung riumt ein, dass die Dauer der Speicherung
in der Praxis sehr oft langer als fiinf Jahre ist, wobei der Speicherzeitraum an die Dauer des
Aufenthalts in den Niederlanden gebunden ist. Es ist jedoch offensichtlich, dass diese Frist unter
Beriicksichtigung des verfolgten Ziels festgelegt wird. Das Erfordernis, die Identitdt der Person, die die
vorldufige Aufenthaltserlaubnis beantragt, zu iiberpriifen, entfillt nicht sofort, sobald die betreffende
Person in das niederlindische Hoheitsgebiet einreist oder es verlisst. Bei einer Uberpriifung oder
einer Verlingerung ihres Aufenthaltsrechts kann diese Identitit noch {berpriift werden miissen.
Ebenso kann die Bekdmpfung von Identititsbetrug und Mehrfachidentititen eine lange Speicherung
biometrischer Daten in der Ausldnderdatei rechtfertigen. Dies kann fiir Drittstaatsangehorige, die sich
bereits in den Niederlanden aufhalten, im Ubrigen von Vorteil sein, wenn nimlich in ihrem Namen
und damit unter ihrer falschen Identitdt ein Antrag auf eine vorlaufige Aufenthaltserlaubnis gestellt
wird. Konsularbeamte konnten dann beispielsweise erkennen, dass die angegebene Identitit bereits
erfassten biometrischen Daten entspricht. Die Kommission hat in diesem Zusammenhang in
sachdienlicher Weise darauf hingewiesen, dass ihr Vorschlag zur Anderung der VIS-Verordnung
vorsieht, dass die Aufbewahrungsfrist bei Daten betreffend Personen, die Visa, Langzeitvisa oder
Aufenthaltstitel beantragen, auf fiinf Jahre nach Ablauf der Giiltigkeitsdauer dieser Genehmigungen
verldngert werden sollte®.

31. Die Voraussetzungen fiir die Einsichtnahme in die Datei stehen im Einklang mit ihrer Funktion
und ihrem Ziel, da es die Mitarbeiter der konsularischen und diplomatischen Vertretungen sind, die
befugt sind, Daten einzugeben und abzurufen, immer mit dem Ziel, die Identitit des Antragstellers zu
prifen und auszuschlieflen, dass ein Identititsdiebstahl oder -betrug vorliegt. Die
Einwanderungsbehoérden konnen sie nur zu denselben Zwecken einsehen.

32. Die Priifung der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Regelung hat daher keinen Grund
ergeben, die Erforderlichkeit und Verhdltnismifligkeit der neuen Beschrankung im Hinblick auf das
Ziel der Bekimpfung von Identitits- und Dokumentenbetrug in Frage zu stellen.

33. Daraus folgt, dass Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 dahin auszulegen ist, dass er der im
Ausgangsverfahren fraglichen Regelung nicht entgegensteht, nach der tiirkische Arbeitnehmer, die in
die Niederlande einreisen wollen, um eine unselbstindige Erwerbstdtigkeit auszuiiben, und
Familienangehorige von bereits dort ansdssigen Arbeitnehmern, die sich diesen anschliefSen wollen, im
Hinblick auf die Erlangung der fiir die Einreise in das niederldndische Hoheitsgebiet fiir einen
Aufenthalt von mehr als 90 Tagen erforderlichen vorldufigen Aufenthaltserlaubnis verpflichtet sind,
bei der Erfassung ihrer zehn Fingerabdriicke und eines Gesichtsbilds zur Speicherung und
Verarbeitung in einer Auslinderdatei, die von den Mitarbeitern der konsularischen und
diplomatischen Vertretungen und der Einwanderungsbehorde zur Verhiitung und Bekémpfung von

33 Siehe Art. 13 des Visakodex.

34 Siehe Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Européischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 tiber das Visa-Informationssystem (VIS) und
den Datenaustausch zwischen den Mitgliedstaaten tiber Visa fiir einen kurzfristigen Aufenthalt (VIS-Verordnung) (ABL 2008, L 218, S. 60).

35 Siehe Gutachten 1/15 (PNR-Abkommen EU-Kanada) vom 26. Juli 2017 (EU:C:2017:592, Rn. 191 und die dort angefithrte Rechtsprechung).

36 Siehe Vorschlag fiir Art. 23 des Vorschlags fiir eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung
(EG) Nr. 767/2008, der Verordnung (EG) Nr. 810/2009, der Verordnung (EU) 2017/2226, der Verordnung (EU) 2016/399, der Verordnung
(EU) Nr. XX/2018 (Interoperabilititsverordnung) und der Entscheidung 2004/512/EG sowie zur Authebung des Beschlusses 2008/663/)1
(KOM[2018] 302 final, Briissel, 16. Mai 2018).
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Identitdts- und Dokumentenbetrug eingesehen werden kann, mitzuwirken, wobei diese Daten finf
Jahre nach der Ablehnung des Antrags auf Erteilung einer vorldufigen Aufenthaltserlaubnis, der
Ausreise aus den Niederlanden nach Beendigung eines legalen Aufenthalts oder dem Ablauf der
Geltungsdauer eines Einreiseverbots oder einer Unerwiinschtheitserklarung gespeichert bleiben.

C. Zur zweiten und dritten Frage

34. Mit seiner zweiten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob die im Ausgangsverfahren in
Rede stehende nationale Regelung moglicherweise deshalb nicht unter den Begriff ,neue
Beschriankung” im Sinne von Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 fillt, weil ihre Auswirkungen auf den
Zugang zur Beschiftigung fiir tiirkische Staatsangehorige zu ungewiss und indirekt seien, als dass man
von einer Behinderung dieses Zugangs ausgehen konnte. Diese Frage ist zwar recht allgemein
formuliert, doch geht aus dem Vorabentscheidungsersuchen hervor, dass sie im Hinblick auf die
zweite Funktionalitidt der Ausldnderdatei gestellt wird, ndmlich das Ziel der Verhiitung, Aufdeckung
und Ermittlung von Straftaten.

35. Wie ich bereits erwdhnt habe, verbietet die Stillhalteklausel in Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80
generell die Einfithrung jeder neuen Mafinahme, die den Zweck oder die Wirkung hitte, die
Austibung der wirtschaftlichen Freiheit durch einen tiirkischen Staatsangehorigen im Hoheitsgebiet
des betreffenden Mitgliedstaats von strengeren Bedingungen abhingig zu machen, als sie zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Beschlusses fiir ihn galten. Falls die neue Beschrinkung die
Freiheit von A, in den Niederlanden eine unselbstindige Erwerbstitigkeit auszuiiben, beeintrachtigen
konnte, diirfte die im Ausgangsverfahren fragliche nationale Regelung nicht angewandt werden.
Dariiber hinaus konnte auch die Entscheidung von P, sich als tiirkische Arbeitnehmerin in den
Niederlanden niederzulassen und vor allem, dort zu bleiben, negativ beeinflusst werden, wenn die
nationalen Rechtsvorschriften die Familienzusammenfithrung mit B erschweren oder unmoglich
machen wiirden und sich P deshalb zu einer Entscheidung zwischen ihrer Tatigkeit in den
Niederlanden und ihrem Familienleben in der Tiirkei gezwungen sehen konnte®. Hier stellt sich
daher die Frage, ob die blofle Moglichkeit der Verwendung biometrischer Daten von tiirkischen
Staatsangehorigen — Arbeitnehmern oder Familienangehorigen von Arbeitnehmern — fiir die Zwecke
der Strafverfolgung die Ausiibung einer wirtschaftlichen Tiétigkeit durch diese Arbeitnehmer
beeintrachtigen kann und somit im Sinne von Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 eine ,neue
Beschrankung“ der Ausiibung der Freiziigigkeit durch diese tiirkischen Arbeitnehmer darstellt.

36. In diesem Zusammenhang ist an die stindige Rechtsprechung des Gerichtshofs zu erinnern,
wonach aus dem Wortlaut des Assoziierungsabkommens und dem Ziel des Beschlusses Nr. 1/80
geschlossen werden muss, dass die im Rahmen der Art. 45 und 46 AEUV akzeptierten Grundsitze so
weit wie moglich auf tiirkische Staatsangehorige tibertragen werden miissen, denen die in dem
Beschluss anerkannten Rechte zukommen®. Daher ist unter Heranziehung der Rechtsprechung des
Gerichtshofs zum Begriff ,Behinderung der Freiziigigkeit der Arbeitnehmer der Union“ zu ermitteln,
ob die im Ausgangsverfahren in Rede stehende Regelung die Ausiibung der wirtschaftlichen Tétigkeit
der tiirkischen Staatsangehorigen beeintrachtigen kann, soweit sie vorsieht, dass biometrische Daten,

37 Vgl. Urteile vom 12. April 2016, Genc (C-561/14, EU:C:2016:247, Rn. 39 und 40), und vom 29. Mérz 2017, Tekdemir (C-652/15, EU:C:2017:239,
Rn. 31). Vgl. auch Urteil vom 21. Dezember 2016, Ucar und Kilic (C-508/15 und C-509/15, EU:C:2016:986, Rn. 68). Zum Zusammenhang
zwischen der Niederlassungsfreiheit tiirkischer Arbeitnehmer und den Voraussetzungen einer Familienzusammenfiihrung vgl. Urteile vom
10. Juli 2014, Dogan (C-138/13, EU:C:2014:2066, Rn. 34 und die dort angefithrte Rechtsprechung, sowie Rn. 35), und vom 7. August 2018, Y6n
(C-123/17, EU:C:2018:632, Rn. 60 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

38 Vgl. Urteile vom 6. Juni 1995, Bozkurt (C-434/93, EU:C:1995:168, Rn. 20), vom 10. Februar 2000, Nazli (C-340/97, EU:C:2000:77, Rn. 50
und 54), vom 19. November 2002, Kurz (C-188/00, EU:C:2002:694, Rn. 30 und die dort angefithrte Rechtsprechung), und vom 8. Dezember
2011, Ziebell (C-371/08, EU:C:2011:809, Rn. 52, 58 und 66).
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die von ihnen zum Zeitpunkt der Ausstellung der vorlaufigen Aufenthaltserlaubnis im Hinblick auf die
Austibung einer unselbstindigen Erwerbstitigkeit in den Niederlanden oder die Zusammenfithrung mit
einem bereits in den Niederlanden anséssigen tiirkischen Arbeitnehmer erhoben wurden, abgefragt
werden konnen, um die Identitdt von Straftitern festzustellen.

37. Das vorlegende Gericht und die niederldndische Regierung haben sich insbesondere auf das Urteil
Graf® gestiitzt. Aus diesem Urteil, das zur Freiziigigkeit der Arbeitnehmer der Union ergangen ist,
ergibt sich, dass eine nationale Mafsnahme die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer nicht behindert, wenn
ihre restriktive Wirkung zu ungewiss und indirekt erscheint®.

38. Die Bereitstellung biometrischer Daten von A oder B in der Auslinderdatei zu dem Zweck, die
Identifizierung verdachtiger Straftiter zu unterstiitzen, ist meines Erachtens jedoch zu ungewiss und
indirekt, als dass tiirkische Arbeitnehmer dadurch in der Ausiibung ihrer Freiziigigkeit beschrankt
werden konnten.

39. Die im Ausgangsverfahren fragliche Regelung, die die Bereitstellung biometrischer Daten von
tiirkischen Arbeitnehmern und ihren Familienangehorigen zur Identifizierung von Straftitern vorsieht,
ist meiner Meinung nach nicht geeignet, diese Arbeitnehmer daran zu hindern oder davon abzuhalten,
sich im Hoheitsgebiet der Niederlande aufzuhalten und eine wirtschaftliche Tétigkeit auszuiiben, weil
diese Bereitstellung von einer Reihe zukiinftiger hypothetischer Ereignisse abhidngt, ndmlich a) dem
Umstand, verdéchtigt zu werden, eine Straftat begangen zu haben, fiir deren Verfolgung eine Suche in
der Ausldnderdatei zuldssig ist, oder dem Umstand, dass die Einsichtnahme in die Datei im Interesse
der Ermittlungen erforderlich ist, b) dem Umstand, dass ein begriindeter Verdacht besteht, dass der
Tater Drittstaatsangehoriger ist, ¢) dem Umstand, dass das Verhalten des Auslinders Anlass zu
ernsthafter Besorgnis gibt, und schliefllich d) dem Umstand, dass die Einsichtnahme von der
Staatsanwaltschaft beantragt und vom Richter genehmigt wird*.

40. Ich kann mir daher nur schwer vorzustellen, dass P davon abgehalten wiirde, in den Niederlanden
zu arbeiten, weil die biometrischen Daten ihres Ehemanns moglicherweise den zustindigen Behoérden
zur Verfiigung gestellt wiirden, wenn der ernsthafte Verdacht bestiinde, dass er an der Begehung einer
Straftat beteiligt war, oder dass A seine Tatigkeit als internationaler Fahrer aus diesem Grund aufgeben
wiirde. Die von den am Verfahren vor dem Gerichtshof Beteiligten nicht bestrittene Feststellung der
niederldndischen Regierung, dass die Auslinderdatei zwischen zehn und 30 Mal im Jahr fir
Strafverfolgungszwecke herangezogen wird, bestitigt meiner Meinung nach die zu ungewissen und
indirekten Auswirkungen einer solchen Einsichtnahme auf die Ausiibung der den tiirkischen
Arbeitnehmern zustehenden wirtschaftlichen Freiheit. Die niederlandische Regierung hat in der
miindlichen Verhandlung auf eine Frage des Gerichtshofs hin ferner bestitigt, dass die Daten der
Kléger im Ausgangsverfahren nicht in einem Strafverfahren verwendet worden seien.

41. Unter diesen Umsténden stellt die im Ausgangsverfahren in Rede stehende Regelung, soweit sie es
erlaubt, Dritten in einer Datei enthaltene biometrische Daten von tiirkischen Arbeitnehmern und ihren
Familienangehorigen fiir Zwecke der Verhiitung, Aufdeckung und Untersuchung von Straftaten zur
Verfiigung zu stellen, keine neue Beschrankung im Sinne von Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 dar, da
ihre Auswirkungen auf den Zugang dieser Arbeitnehmer zum Arbeitsmarkt zu ungewiss und indirekt
sind.

42. Da die dritte zur Vorabentscheidung vorgelegte Frage fiir den Fall gestellt wird, dass die zweite
Frage bejaht wird, ist sie nach meiner Wiirdigung nicht zu priifen.

39 Urteil vom 27. Januar 2000 (C-190/98, EU:C:2000:49).

40 Vgl. Urteil vom 27. Januar 2000, Graf (C-190/98, EU:C:2000:49, Rn. 23 bis 25). Vgl. auch Urteil vom 13. Mérz 2019, Gemeinsamer Betriebsrat
EurothermenResort Bad Schallerbach (C-437/17, EU:C:2019:193, Rn. 40).

41 Vgl. entsprechend Urteil vom 27. Januar 2000, Graf (C-190/98, EU:C:2000:49, Rn. 24).
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IV. Ergebnis

43. Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, die vom Raad van State (Staatsrat, Niederlande) zur
Vorabentscheidung vorgelegten Fragen wie folgt zu beantworten:

1.

12

Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrats vom 19. September 1980 iiber die
Entwicklung der Assoziation ist dahin auszulegen, dass er der im Ausgangsverfahren in Rede
stehenden Regelung nicht entgegensteht, nach der tiirkische Arbeitnehmer, die in die Niederlande
einreisen wollen, um eine unselbstidndige Erwerbstitigkeit auszuiiben, und Familienangehorige von
bereits dort ansdssigen Arbeitnehmern, die sich diesen anschlieflen wollen, im Hinblick auf die
Erlangung der fiir die Einreise in das niederldndische Hoheitsgebiet fiir einen Aufenthalt von mehr
als 90 Tagen erforderlichen vorldaufigen Aufenthaltserlaubnis verpflichtet sind, bei der Erfassung
ihrer zehn Fingerabdriicke und eines Gesichtsbilds zur Speicherung und Verarbeitung in einer
Auslanderdatei, die von den Mitarbeitern der konsularischen und diplomatischen Vertretungen
und der Einwanderungsbehorde zur Verhiitung und Bekdmpfung von Identitits- und
Dokumentenbetrug eingesehen werden kann, mitzuwirken, wobei diese Daten fiinf Jahre nach der
Ablehnung des Antrags auf Erteilung einer vorldufigen Aufenthaltserlaubnis, der Ausreise aus den
Niederlanden nach Beendigung eines legalen Aufenthalts oder dem Ablauf der Geltungsdauer
eines Einreiseverbots oder einer Unerwiinschtheitserklarung gespeichert bleiben.

Soweit die im Ausgangsverfahren in Rede stehende Regelung es erlaubt, Dritten in einer Datei
enthaltene biometrische Daten von tiirkischen Arbeitnehmern und ihren Familienangehorigen zum
Zwecke der Verhiitung, Aufdeckung und Ermittlung von Straftaten zur Verfiigung zu stellen, stellt
sie keine neue Beschriankung im Sinne von Art. 13 des Beschlusses Nr. 1/80 dar, da ihre
Auswirkungen auf den Zugang dieser Arbeitnehmer zum Arbeitsmarkt zu ungewiss und indirekt
sind.

ECLIL:EEU:C:2019:361



	Schlussanträge des Generalanwalts
	I. Rechtlicher Rahmen
	II. Ausgangsverfahren, Vorlagefragen und Verfahren vor dem Gerichtshof
	III. Würdigung
	A. Vorbemerkungen
	B. Zur ersten Vorlagefrage
	C. Zur zweiten und dritten Frage

	IV. Ergebnis


